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Frage Nummer 4 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordneter 
Franz 
Bergmüller 
(AfD) 

Ich frage die Staatsregierung, ob sie die Behauptung einer „an-
geblich geplante Ausweisung deutscher Staatsbürger nach 
rassistischen Kriterien“, die aufgrund der schriftlichen Einlas-
sung vor Gericht („Correctiv stellt schriftsätzlich klar, dass die-
ser Hauptvorwurf gar nicht Thema des Treffens war“) nach 
meinem Verständnis nie stattgefunden hatte, auf ihren Tatsa-
chengehalt hin überprüfen lassen hat, bevor Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder diese Tatsachenbehauptung mit den Worten 
„Also auch dieses, was Sie da jetzt genannt hatten, Auswei-
sungen und so, Deportationspläne, übelster Form. Das erinnert 
wirklich als Vorstufe an das Düsterste, was man sich überhaupt 
noch vorstellen kann und das Ekligste.“ in der Öffentlichkeit 
verbreitete1, war die auf dem Flüchtlingsgipfel vom 06.03.2024 
aufgenommene Zusatzerklärung der Staatsregierung, „Bayern 
und Sachsen fordern zudem, alle notwendigen rechtlichen 
Möglichkeiten zu nutzen, damit antisemitische Straftäter und 
Feinde unserer Verfassung ihre deutsche Staatsangehörigkeit 
verlieren und konsequent abgeschoben werden können.“ mit 
den Freien Wählern als Koalitionspartner abgestimmt2 und aus 
welchen Gründen hat die Staatsregierung diese Zusatzerklä-
rung als Forderung zur praktischen Umsetzung in dieses Pro-
tokoll vom Flüchtlingsgipfel vom 06.03.2024 aufnehmen las-
sen, wenn doch dieselbe Staatsregierung am 14.01.2024 
schon derartige Ideen mit dem bereits zitierten Worten des Mi-
nisterpräsidenten abgelehnt hatte? 

Antwort des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 

Dieser Sachverhalt war nicht Gegenstand des Entschließungsantrags der Staatsre-
gierung (vgl. BR-Drs. 35/24) und auch nicht der genannten Zusatzerklärung beim 
Flüchtlingsgipfel. In beiden letztgenannten Angelegenheiten ging es um die Aus-
weisung antisemitischer Straftäter und von Feinden unserer Verfassung. 

                                                      
1  https://www.deutschlandfunk.de/interview-soeder-markus-ministerpraesident-von-bayern-csu-vor-
sit 

zender-dlf-3343fcf2-100.html 
2  https://www.nius.de/politik/protokoll-erklaerung-von-soeder-und-kretschmer-verfassungsfeinden-
deut 

schen-pass-entziehen-abschieben/be4340f1-68e8-4a02-950a-f1611e6d2a25 
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